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Der Bimdesminister der Finanzen 

IIC-BL 1402 - 72/52 


Bonn, den 5. Januar 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Kleine Anfrage Nr. 313 der Fraktion der SPD 
- Nr. 3952 der Drucksachen - Weihnachts- 
zu wen düng für die bei der Besatzungsmacht 
beschäftigten Personen 


Die Kleine Anfrage Nr. 313 der Fraktion der SPD - Nr. 3952 der 
Drucksachen - beantworte ich namens der Bundesregierung wie folgt : 

Die Entscheidung darüber, ob und in welchem Umfang den bei 
den Besatzungsmächten beschäftigten Personen eine Zuwendung an- 
läßlich des Weihnachtsfestes 1952 zu Lasten des Alliierten Besatzungs- 
kosten- und Auftragsausgabenhaushalts (Einzelpläne XXIV und XXV 
des Bundeshaushalts) zu gewähren war, lag bei den Besatzungs- 
mächten. Das Bundesministerium der Finanzen hat deshalb bereits 
am 26. November 1952 Verhandlungen mit dem Unterausschuß 
für Arbeitskräfte der Alliierten Hohen Kommission aufgenommen 
mit dem Ziel, die Besatzungsmächte zu einer Regelung dieser Frage 
zu veranlassen. Die Verhandlungen sind mit den Sachverständigen 
der einzelnen Ämter der Hohen Kommissare und dem Haupt- 
quartier der Amerikanisdien Streitkräfte in Europa (USAREUR) bis 
kurz vor Weihnachten fortgeführt worden. 

Die Bemühungen des Bundesministeriums der Finanzen, das hierbei 
die Unterstützung der Gewerkschaften und der Betreuungsgemein- 
schaft der Deutschen Dienstorganisation erhalten hat, haben Erfolg 
gehabt, wenngleich die Besatzungsmächte im Hinblick auf die 
gegenwärtig noch vorhandene Verschiedenheit der Tarif regelun gen 
in den einzelnen Besatzungszonen sich zu einer einheitlichen Rege- 
lung über die Gewährung der Weihnachtszuwendungen nicht 
entschließen konnten. 

Die von den Besatzungsmächten getroffenen Anordnungen sehen 
im einzelnen folgende Regelungen vor: 

1. Britische Besatzungszone 

Die in der britischen Besatzungszone beschäftigten Arbeitnehmer, 
die nach der TOA oder TOB abgefunden werden, haben nach 
einer Anordnung der Britischen Besatzungsmacht vom 27. Novem- 
ber 1952 unter den gleichen Voraussetzungen und in gleicher 
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Höhe Weihnachtszuwendungen erhalten, wie sie den Arbeitern 
und Angestellten des öffentlichen Dienstes nach dem zwischen 
dem Bundesministerium der Finanzen und der Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport und Verkehr am 3. November 1952 
abgeschlossenen Tarifvertrag gezahlt worden sind. 

Die Weihnachtszuwendungen betragen demgemäß: 

1. für Verheiratete und ihnen Gleichgestellte 50. — DM 

2. für Ledige und ihnen Gleichgestellte 30. — DM 

3. für jedes Kind einen Zuschlag von 15. — DM. 

Die nicht nach den Tarifen für den öffentlichen Dienst (TOA 
oder TOB), sondern nach Tarifen der privaten Wirtschaft oder 
nach Sondertarifen bezahlten Arbeitnehmer haben jedoch die in 
dem Tarifvertrag vereinbarte Weihnachtszuwendung ohne die für 
jedes unterhaltsberechtigte Kind vorgesehene Zulage von 15.— DM 
erhalten, da in diesen Tarifen auch sonst keine Kinderzulagen 
vorgesehen sind. Diese Regelung gilt nach einer besonderen An- 
ordnung der Britischen Besatzungsmacht vom 9. Dezember 1952 
auch für die Angehörigen der Deutschen Dienstorganisation (DDO). 

2. Französische Besatzungszone 

Die Französische Besatzungsmacht hat in einer Anordnung vom 
5. Dezember 1952 in Verbindung mit einem Schreiben vom 
11. Dezember 1952 für die in ihrer Zone beschäftigten Arbeit- 
nehmer eine Regelung getroffen, die im allgemeinen den zwischen 
dem Bundesministerium der Finanzen und der Gewerkschaft 
öffentliche Dienste, Transport und Verkehr im Tarifvertrag vom 
3. November 1952 getroffenen Vereinbarungen entspricht. 

Danach haben die Bediensteten einschließlich der Angehörigen 
der zivilen Dienstgruppen der Französischen Streitkräfte folgende 
Weihnachtszuwendungen erhalten: 

1. Verheiratete und ihnen Gleichgestellte 50. — DM 

2. Ledige und ihnen Gleichgestellte 30. — DM 

3. für jedes Kind einen Zuschlag von 15. — DM. 

Von dieser Regelung hat die Französische Besatzungsmacht das 
Hauspersonal im Dienste von Privatpersonen und das in Hotels 
und ähnlichen Einrichtungen beschäftigte Personal mit der Begrün- 
dung ausgenommen, daß diese Arbeitnehmer üblicherweise Ge- 
schenke oder sonstige besondere Vergünstigungen von ihren 
Arbeitgebern oder den Personen, bei denen sie Dienst leisten, 
erhalten. 

3. Amerikanische Besatzungszone 

Das Hauptquartier der Amerikanischen Streitkräfte in Europa 
hat sich entgegen dem von dem Bundesministerium der Finanzen 
gemachten Vorschlag nicht zur Zahlung einer Weihnachtszuwen- 
dung, wie sie die Britische und die Französische Besatzungsmacht 
angeordnet haben, entschließen können. Das Hauptquartier der 
Amerikanischen Streitkräfte hat zur Begründung seiner Auffassung 



darauf hingewiesen, daß in den von ihm angeordneten Tarifen 
besondere Zuwendungen, wie sie u. a. Weihnachtszuwendungen 
darstellen, bereits berücksichtigt sind. Es hat sich jedoch schließlich 
mit Schreiben vom 22. Dezember 1952 damit einverstanden er- 
klärt, den bei den Streitkräften beschäftigten Arbeitnehmern mit 
Ausnahme des in Haushalten und Dienstwohnungen sowie in 
kirchlichen Diensten beschäftigten Personals aus Anlaß der ’Weih- 
nachtsfeiertage eine Vorauszahlung auf eine seit längerer Zeit 
beabsichtigte Ausgleichszahlung zu gewähren. 

Diese Vorauszahlung beträgt ohne Rücksicht auf den Familien- 
stand bei Vollbeschäftigten 50.— DM, bei Teilbeschäftigten mit 
einer Arbeitsleistung von durchschnittlich 100-208 Arbeitsstunden 
im Monat 25.— DM und bei Teilbeschäftigten mit einer Arbeits- 
leistung von durchschnittlich weniger als 100 Arbeitsstunden im 
Monat 15. — DM. 

Ausgenommen von dieser Zahlung sind Arbeitnehmer, die erst 
nach dem 1. September 1952 eingestellt wurden, und solche 
Arbeitnehmer, die in Western Area (d. h. Befehlsbereich 
Rheinland-Pfalz) .und in Berlin beschäftigt sind. Für letztere 
Arbeitnehmer gelten die von der für diese Gebiete zuständigen 
Besatzungsbehörde getroffenen Regelungen. Die vorstehende 
Regelung bezieht sich ferner nicht auf das bei den zivilen Dienst- 
gruppen Labor Service Units beschäftigte Personal. Hierzu hat 
sich die Amerikanische Besatzungsmacht eine eingehende Prüfung 
Vorbehalten, deren Ergebnis noch aussteht. 

Mit Rücksicht darauf, daß nach Mitteilung des Hauptquartiers 
der Amerikanischen Steitkräfte die genehmigten Zahlungen erst 
zu Lasten des 4. Quartals des USAREUR-DM-Budgets (DM-Haus- 
halt der Amerikanischen Streitkräfte in Europa) und daher 
frühestens am 31. Januar 1953 hätte erfolgen können, habe ich 
die Herren Finanzminister und den Herrn Finanzsenator der 
Länder der amerikanischen Zone mit Fernschreiben vom 
22. Dezember 1952 ermächtigt, die erforderlichen Ausgaben 
vorschußweise zu Lasten des Einzelplans XXVII des Bundeshaus- 
halts zu leisten. Dadurch ist sichergestellt, daß die Zahlungen un- 
verzüglich- jedenfalls noch vor dem 15. Januar 1953 -vor genommen 
und daher nach § 6 Ziffer 10 der Lohnsteuerdurchführungsver- 
ordnung vom 12. Februar 1952 nicht zum steuerpflichtigen 
Arbeitslohn gerechnet werden. 

4. Berlin 

Nach Mitteilung des Herrn Senators für Finanzen werden auf 
Grund besonderer Ermächtigungen der Finanzoffiziere der Besat- 
zungsmächte einheitlich in den drei Westsektoren an verheiratete 
und ledige Arbeitnehmer einschließlich der Angehörigen der 
zivilen Dienstgruppen Weihnachtszuwendungen in Höhe von 

50. DM bzw. 30. — DM gezahlt. Den Kinderzuschlag von 

15.— DM je Kind erhalten nur solche Arbeitnehmer, die nach 
einem Tarif bezahlt werden, der auch sonst die Zahlung von 
Kinderzuschlägen vorsieht. 



Wie mir der Herr Senator für Finanzen weiter mitgeteilt hat** 
erwägen die Besatzungsmächte, auch den Lohnempfängern, die 
tariflich keinen Anspruch auf Gewährung von Kinderzuschlägen 
haben, den Weihnachts-Kinderzuschlag von 15, — DM je Kind 
zu zahlen. Die Entscheidung hierüber steht noch aus. 

5. Enklave Bonn 

Für die Besatzungsbediensteten, die nach dem für die Bonner 
Enklave geltenden Sondertarif vom 19. September 1951 (MinBl. 
Fin. 1951 S. 453) abgefunden werden, wurde keine Weihnachts- 
zuwendung bewilligt, da dieser Tarif Effektivlohn- und -gehalts- 
sätze vorsieht, die derartige Zuwendungen - umgelegt auf die 
Stundenlohnsätze und Monatsvergütungen - bereits berücksichtigen. 

Die nach den vorstehenden Anordnungen der Besatzungsmächte 
entstehenden Gesamtaufwendungen zu Lasten des Alliierten Besat- 
zungskosten- und Auftragsausgabenhaushalts betragen nach vorläufigen 
Berechnungen mehr als 20 Mio DM. 

Nach ausdrücklicher Mitteilung der Besatzungsmächte werden durch 
ihre Anordnungen die Verhandlungen nicht präjudiziert, die das 
Bundesministerium der Finanzen und die Gewerkschaften mit der 
Alliierten Hohen Kommission bereits seit längerer Zeit über den 
Abschluß einer „Allgemeinen Tarifregelung für Besatzungsbedienstete 
im Bundesgebiet” führen. Das Bundesministerium der Finanzen 
rechnet damit, daß dieser neue Bundestarifvertrag so rechtzeitig 
abgeschlossen wird, daß er am 1. April 1953 in Kraft treten kanrn 


In Vertretung 


Hartmann 



